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Arbeits-/Anstellungsvertrag/Alternativen 

Probezeit 

Befristetes Arbeits-/Anstellungsverhältnis 

Arbeitszeit/Arbeitszeitverteilung  

Mindestlohn 

Zahlungen im Krankheitsfall/ 
Entgeltfortzahlung  

Jahresurlaub 

Gesetzliche Pflichtbeiträge 

Zuschläge 

• Bedarf der Schriftform und muss Informationen über die Art der Arbeit, den Arbeitsort und das Datum des
Arbeitsantrittes enthalten

• Alternative flexible (befristete) Vereinbarungen: Vereinbarung über die Erbringung von Arbeitsleistungen (DPP) 
und Vereinbarung über die Ausübung einer Arbeitstätigkeit (DPČ)

• Bis zu 4 Monaten; für leitende Angestellte bis zu 8 Monaten 
• Während der Probezeit können beide Parteien das Arbeits-/Anstellungsverhältnis fristlos und ohne Angabe von 

Gründen beenden
• Kann anschließend verlängert werden, jedoch nur bis zu der vorstehend angegebenen Obergrenze

• Bis zu 3 Jahren 
• Zweimalige Verlängerung um jeweils bis zu 3 weitere Jahre möglich 
• Für Arbeitnehmer, die einen Arbeitnehmer ersetzen, der während des Mutterschafts-, Vaterschaftsurlaubs und der 

Elternzeit vorübergehend abwesend ist, befristetes Arbeits-/Anstellungsverhältnis ohne Begrenzung der Anzahl der 
Wiederholungen, jedoch für höchstens 9 Jahre

• Standard: 40 Stunden pro Woche für eine einzige Schicht, eine Schicht bis zu 12 Stunden 
• Obligatorische 30-minütige Pause nach höchstens 6 Stunden Arbeit 
• Überstunden: jährliche Obergrenze von 150 Stunden (angeordnete Überstunden) oder bis zu 416 Stunden 

(mit Zustimmung des Arbeitnehmers)
• Verschiedene Formen der flexiblen Arbeitszeitgestaltung

• 22 400 CZK (ca. 1 004 EUR)/Monat 
• 134,40 CZK (ca. 5,53 EUR)/Stunde 

• Tage 1-14: 60 % des Durchschnittsverdienstes; gezahlt vom Arbeitgeber, vorbehaltlich der Kürzungsschwellen 
• Ab dem 15. Tag: Sozialversicherungsleistungen, die vom Staat zu erbringen sind 

• Mindestens 4 Wochen bezahlter Urlaub pro Jahr (5 Wochen für Beamte, 8 Wochen für Lehrer) 
•  Lohnausgleich/Entgeltfortzahlung in Höhe des Durchschnittsverdienstes; der Urlaub muss vom Arbeitgeber mindestens

2 Wochen im Voraus angeordnet/anberaumt werden 
• Übertragung des nicht in Anspruch genommenen Urlaubs auf die Folgejahre; Rückerstattung des nicht in Anspruch 

genommenen Urlaubs ist nur bei Beendigung des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses möglich

Krankenversicherungsbeiträge

4,5 %

9 %

Arbeitnehmer

Arbeitgeber  

Sozialversicherungsbeiträge 

7,1 %

24,8 %

• Überstunden - Zuschläge in Höhe von mindestens 25 % des Durchschnittsverdienstes, die teilweise in das Gehalt 
eingerechnet werden können; anstelle von Überstundenzuschlägen kann nach Vereinbarung Freizeitausgleich 
genommen werden 

• Feiertagsarbeit - bezahlter Freizeitausgleich, für den nach Vereinbarung eine Zulage von mindestens 100 % des 
Durchschnittsverdienstes gewährt werden kann 

• Nachtarbeit - Zuschlag in Höhe von 10 % des Durchschnittsverdienstes; die Parteien können auch einen anderen 
Prozentsatz vereinbaren

• Wochenendarbeit - Zuschlag in Höhe von 10 % des Durchschnittsverdienstes; die Parteien können auch einen anderen
Prozentsatz vereinbaren 

• Sonstige (auf Grund von Gesundheitsrisiken usw.) 
• Die Zuschläge sind kumulativ, d. h. wenn der Arbeitnehmer an einem Wochenende nachts arbeitet, hat er Anspruch auf 

eine Zulage von 10 % + 10 %, d. h. 20 % des Durchschnittsverdienstes

Unterstützung von Elternteilen  • Mutterschaftsurlaub: 28 Wochen (37 Wochen, wenn mehr als ein Kind geboren wird), 
Sozialversicherungsleistungen werden vom Staat erbracht 

• Vaterschaftsurlaub (kann innerhalb von 6 Wochen nach der Geburt des Kindes in Anspruch genommen werden):
bis zu 2 Wochen, Sozialversicherungsleistungen werden vom Staat gezahlt

• Unterstützte Elternzeit: bis zum Alter von 3 Jahren eines Kindes

Konkurrenzklauseln 

Arbeitnehmervertretung  

Beschäftigung von Ausländern - 
besondere Verpflichtungen 

Arbeitszeitunternehmen 
(vorübergehende Überlassung von 
Arbeitnehmern an den Entleiher)  

Lokale (tschechische) Spezifika 

Dieses Merkblatt ist kein Ersatz für eine einzelfallbezogene rechtliche, steuerliche oder sonstige professionelle Beratung. Trotz größtmöglicher Sorgfalt beim Inhalt 
dieses Merkblattes übernimmt der Autor keine Haftung für die Vollständigkeit, Richtigkeit und Genauigkeit der Angaben. Druck- und Satzfehler vorbehalten.  

• Bedarf einer schriftlichen Vereinbarung 
• Kündigung  – Der Arbeitnehmer kann das Arbeits-/Anstellungsverhältnis jederzeit aus jedem Grund oder auch ohne 

Angabe von Gründen beenden 
–  Der Arbeitgeber kann nur aus gesetzlichen Gründen kündigen (z.B. organisatorische bzw. 

betriebsbedingte Veränderungen, Verlust der gesundheitlichen Eignung des Arbeitnehmers, 
Nichterfüllung von Anforderungen, unbefriedigende Leistungen und Pflichtverletzungen); oft muss ein 
besonderes Kündigungsverfahren eingehalten werden 

– Möglichkeit der Abberufung aus einer Führungsposition ohne Angabe von Gründen

• 1 Monat Kündigungsfrist bei Kündigung aus Gründen gemäß § 52 Lit. f) bis h), d.h. unzureichende Arbeitsleistungen, 
Pflichtverletzung usw. In anderen Fällen beträgt die Kündigungsfrist zwei Monate. Die Kündigungsfrist beginnt bereits
mit dem Tag zu laufen, an dem die Kündigung der jeweils anderen Partei zugestellt worden ist

• Die Mindesthöhe der Abfindung richtet sich nach dem Grund der Beendigung des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses
– 1 bis 3 durchschnittliche Monatsverdienste aus organisatorischen bzw. betriebsbedingten Gründen (je nach Dauer 

des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses) 
– Bei Kündigung des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses wegen Arbeitsunfähigkeit infolge eines Arbeitsunfalls oder einer 

Berufskrankheit hat der Arbeitnehmer Anspruch auf eine Pauschalabfindung in Höhe des 12-fachen des 
durchschnittlichen Monatsverdienstes, die von der gesetzlichen Haftpflichtversicherung des Arbeitgebers gezahlt wird

• Fristlose Beendigung des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses – Der Arbeitgeber darf das Arbeits-/Anstellungsverhältnis 
nur im Falle einer besonders groben arbeitnehmerseitigen Pflichtverletzung oder bei Begehung einer schweren Straftat kündigen

• Massenentlassungen - es muss ein spezielles Entlassungsverfahren eingehalten werden, einschließlich der Einhaltung 
der Verpflichtungen gegenüber dem Arbeitsamt

• Besonders geschützte Arbeitnehmer: vorübergehend arbeitsunfähige Arbeitnehmer, schwangere Arbeitnehmer, 
Arbeitnehmer im Mutterschaftsurlaub/in der Elternzeit, Gewerkschaftsfunktionäre 

• Die Gültigkeit der Kündigung kann innerhalb von zwei Monaten ab dem Datum der Beendigung des 
Arbeits-/Anstellungsverhältnisses vor Gericht angefochten werden

Beendigung des Arbeits-/
Anstellungsverhältnisses 

• Für einen Zeitraum von höchstens 12 Monaten nach Beendigung des Arbeits-/Anstellungsverhältnisses 
• Mindestabfindung in Höhe von 50 % des Durchschnittsverdienstes für jeden Monat der Beschäftigung
• Begrenzte Durchführbarkeit, schwieriger Rücktritt des Arbeitgebers von der Klausel 

• Gewerkschaften, Betriebsräte, Beauftragte für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
• Für die Gründung einer Gewerkschaft ist eine Mindestanzahl von Arbeitnehmern erforderlich: 3
• Im Vergleich zu anderen Ländern gibt es wenig Tradition 

• EU-Bürger - keine Einschränkungen, Mindestbedingungen gemäß der EU-Entsenderichtlinie, obligatorische Meldung der 
Beschäftigung beim Arbeitsamt und andere administrative Verpflichtungen 

• Staatsangehörige Australiens, Japans, Kanadas, der Republik Korea, Neuseelands, des Vereinigten Königreichs, der USA 
und Singapurs benötigen keine Arbeitserlaubnis, sondern nur eine Aufenthaltsgenehmigung

• Andere Nicht-EU-Bürger - benötigen in der Regel ein Visum und eine Arbeitserlaubnis (doppeltes Verfahren möglich) 
• Besondere Bedingungen für Bürger der Ukraine 

• Erfordernis einer Sondergenehmigung einschließlich einer obligatorischen Sicherheitsleistung beim Staat 
• Für Leiharbeitnehmer gelten die gleichen Lohn- und Arbeitsbedingungen wie für die Stammbelegschaft

• Eine Kündigung durch den Arbeitgeber ist nur aus einem gesetzlich vorgesehenen Grund möglich (auch wenn der 
Arbeitnehmer eine Abfindung erhält)

• Das Erreichen eines bestimmten Alters (z. B. des Rentenalters) ist nicht automatisch ein Grund für eine Beendigung des 
Arbeits-/Anstellungsvertrags

• Lohnausgleich/Entgeltfortzahlung (z. B. bei Urlaub oder Krankheit) wird anhand des Durchschnittsverdienstes berechnet 
und entspricht nicht dem vereinbarten Lohn/Gehalt 

• Vorhandensein elektronischer Datenpostfächer - in erster Linie für die Zustellung durch öffentliche Behörden, aber auch 
zwischen Privatpersonen möglich. Die Datenpostfächer sind für alle Unternehmer obligatorisch

RECHTS-, STEUER-, 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGS- UND 
RECHNUNGSLEGUNGSDIENSTLEISTUNGEN 

DIE LTA-GRUPPE WURDE 2011 GEGRÜNDET. DAS BESONDERE AN LTA IST DIE 
ENGE INTERDISZIPLINÄRE ZUSAMMENARBEIT, DIE SICHERSTELLT, DASS DIE 
MANDANTEN STETS EINE UMFASSENDE LÖSUNG ERHALTEN, DIE RECHTLICHE, 
STEUERLICHE UND BUCHHALTERISCHE ASPEKTE BERÜCKSICHTIGT. 

DAS LTA-TEAM BESTEHT AUS RECHTSANWÄLTEN, STEUERBERATERN, 
WIRTSCHAFTSPRÜFERN, BUCHHALTERN UND ANDEREN FACHLEUTEN 
MIT UMFANGREICHEM FACHWISSEN UND ERFAHRUNG.  

LTA IST MITGLIED IN INTERNATIONALEN RECHTS- UND STEUERNETZWERKEN
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